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Ergebnisanstieg Der Computer-
zubehörhersteller Logitech hat im
Weihnachtsquartal beimUmsatz
und beim Gewinn überraschend
stark abgeschnitten.DenAusblick
schraubte Logitech erneut nach
oben. Der Umsatz im dritten
Quartal des Geschäftsjahres
2024/25 stieg um 7 Prozent auf
1,34MilliardenUS-Dollar,wie Lo-
gitech am Dienstag mitteilte. Zu
konstantenWährungenwäre der
Umsatz um 6 Prozent gestiegen.

Der umdie Kosten im Zusam-
menhang mit Übernahmen und
Restrukturierungen bereinigte
operative Gewinn legte ebenfalls
zu, und zwar um 7 Prozent auf
265,9 Millionen Dollar. Der ent-
sprechende Reingewinn zeigte
sich nach der starkenVorjahres-
erholung nun mit 241,5 Mil-
lionen auf Vorjahresniveau. Der
ausgewiesene Gewinn lag mit
200,1Millionen indes um 18 Pro-
zent unter dem Vorjahr.

Webcamsweniger gefragt
Mit den Zahlen hat Logitech die
Erwartungen der Analysten klar
übertroffen. «Wir freuen uns, in
unseremwichtigstenQuartal des
Jahres erneut ein starkes, profi-
tables Wachstum zu erzielen»,
liess sich Chefin Hanneke Faber
in der Mitteilung zitieren.

In den verschiedenen Pro-
duktkategorien entwickelte sich
der Absatz positiv. So stiegen
Verkäufe von Gamingzubehör
um 14 Prozent, womit sie dank
Innovationen schonwieder nahe
demhohen Pandemieniveau lie-
gen,wie es hiess. Bei Tastaturen
und Combos ging es um 3 Pro-
zent nach oben. Die Nachfrage
beiVideo-Collaboration stieg um
4 Prozent. Einzig PC-Webcams
(–2%) und anderes Zubehör
(–27%) waren weniger gefragt.

Für das Gesamtjahr 2024/25
hatte das Unternehmen denAus-
blick im Oktober bereits zum
zweiten Mal erhöht. Diese Ziele
wurden nun nochmals nach oben
geschraubt. Neu erwartet der
Konzern einen Umsatz von 4,54
bis 4,57 Milliarden Dollar, was
einem Umsatzplus in Dollar um
5,4 bis 6,4 Prozent entspricht.Der
Non-GAAP-Ebit soll nun bei 755
bis 770 Millionen liegen. Damit
wird ein Plus von 8 bis 10 Prozent
angepeilt. (SDA)

Logitechmit
positivem Ausblick

Baumarkt Die OBI-Gruppe über-
nimmt die OBI-Filialen der
Migros sowie zwei grosse «Do it
+ Garden»-Filialen. Die 576 Mit-
arbeiter und die 61 Lehrlinge
werdenweiterbeschäftigt,wie die
Migros gesternmitteilte. Sollte es
zu Stellenstreichungen kommen,
werde sich die Migros für die
betroffenen Mitarbeitenden um
Lösungen innerhalb des Unter-
nehmens bemühen.Konkretwird
die Gruppe alle bestehenden zehn
Standorte und eine noch im Bau
befindliche Filiale in Agno TI
übernehmen. Die letzten 25 Jah-
rewurden die OBI-Filialen in der
Schweiz von derMigros im Fran-
chisingsystem betrieben.

Ebenfalls kaufte die OBI-
Gruppe die «Do it + Garden»-
Standorte der Migros in Carouge
GE und Nyon VD. Für die Bau-
märkte sucht die Migros schon
länger Käufer. Der Verkaufspro-
zess für die Fachmärkte Micasa
und Do it + Garden laufe weiter,
hiess es. ZumKaufpreismachten
die Firmen keineAngaben. (SDA)

Migros verkauft
die OBI-Filialen

Sibylle Saxer

Der Zeitpunkt war geschickt
gewählt: In demMoment, in dem
Kronfavoritenwie Gerhard Pfis-
ter sich aus dem Rennen nah-
men für die Nachfolge von Mit-
te-Bundesrätin Viola Amherd,
tat Philipp Kutter sein Interesse
kund. Der 49-jährige Mitte-
Nationalrat aus Wädenswil ZH
wäre der erste Bundesrat im
Rollstuhl geworden. Seit einem
Skiunfall vor zwei Jahren leidet
er an inkompletter Tetraplegie.
Kutter wollte sich bis kurz vor
dem 3. Februar Zeit nehmen für
seine Entscheidungsfindung.
Nun hat er sich bereits entschie-
den – gegen eine Kandidatur.
Dies hat er gestern kommu-
niziert. Im Gespräch erklärt er,
warum.

Herr Kutter, die Frage,
ob jemand imRollstuhl
Bundesrat sein kann,
haben sich landauf, landab
viele Menschen gestellt.
Sie verzichten auf eine
Kandidatur – heisst das, Sie

sind zum Schluss gekommen,
dass es nicht gehenwürde?
Im Gegenteil, ich habe den Ein-
druck gewonnen, dass es ginge,
Bundesrat im Rollstuhl zu sein.
Auch wenn ich verschiedentlich
die Rückmeldung bekam, ich
würde mich überfordern. Aber
meine Abklärungen haben erge-
ben, dass ich es hinbekommen
würde. Natürlich müsste ich als
Bundesrat mit Beeinträchtigung
verschiedene Dinge anders ma-
chen. Ich bräuchte, wie bereits
heute, Unterstützung im Alltäg-
lichen. Bräuchte einen Fahrer.
Und könnte,weil ich amMorgen
länger brauche, nicht bereits um
6.30 Uhr die erste Sitzung abhal-
ten. Aber im Bundeshaus und in
der Bundesverwaltung sind die
Menschen sehr offen. Das hat
mich enorm gefreut.

Wieso verzichten Sie dann?
Wegenmeiner Familie. Als Bun-
desrat wäre ich unter derWoche
vor allem in Bern,meine Familie
in Wädenswil. Ein Umzug nach
Bern ist keine Option. Wir sind
in Wädenswil und Zürich ver-
wurzelt, und seit meinemUnfall
ist unser soziales Netzwerk für
uns wichtiger denn je. Unsere
Kinder sind 13 und 11 Jahre alt. Sie
sind in einem Alter, in dem sie
mich brauchen. Sie mussten in
den letzten zwei Jahren einiges
durchmachen. Ich war während
neun Monaten in der Reha. Ich
will ihnen nicht zumuten, dass
der Papi nun wieder vor allem
abwesend ist.Alsmeine Frau und
ich mit ihnen über die Kandi-
datur gesprochen haben, war
ihre Reaktion eindeutig: «Dann
sehen wir dich noch weniger?»
Das sagt alles.

Die Gelegenheiten, für den
Bundesrat zu kandidieren,
sind selten.Wie schwer ist
Ihnen der Entscheid gefallen?
Natürlich ist es schade, dass
nicht beides nebeneinander

möglich ist. Es ist sicher kein
Zufall, dass diemeisten Bundes-
rätinnen und Bundesräte ent-
weder erwachsene oder keine
Kinder haben. Es ist nachwie vor
ein Amt, das mich sehr reizen
würde. Ich binmit Leib und See-
le Exekutivpolitiker. Ich bin es als
Stadtpräsident von Wädenswil,
und ich wäre es gerne als Bun-
desrat gewesen. Aber ich habe
auf mein Herz gehört. Es wäre
zum jetzigen Zeitpunkt zu ein-
schneidend. In ein paar Jahren
sieht es vielleicht anders aus.
Aber auchwenn die Gelegenheit
nie mehr kommt, ist es okay.

Die Frage nach Ihrer heutigen
Gefühlslage haben Sie damit
aber noch nicht beantwortet.
Das Hin undHer habe ich hinter
mir. Ich gebe zu, es hat mich
zwischendurch gefuchst. Am
Schluss war der Fall aber ziem-
lich klar. Ich fühlemichwohlmit
meinem Entscheid, auch nach
ein-, zweimal schlafen. Ich trau-
ere der Gelegenheit nicht nach.
Mein Lebensglück hängt nicht
von diesem Amt ab.

Inwieweit hat die Kandidatur
Ihres St. Galler Parteikollegen
Markus Ritter Ihren Entscheid
beeinflusst?
Gar nicht. Ich habe im Gegenteil
sehr viele Ermunterungen be-
kommen, jetzt sei meine Kandi-
datur als Vertreter eines städti-
schen Kantons umso wichtiger.
Ihnen allen muss ich leider eine
Absage erteilen.

Siewirken abgeklärt,wie Sie
über Ihren Entscheid sprechen.
War die Diskussion um eine
mögliche Kandidatur nur eine
Marketingstrategie? Wollten
Sie sich in Position bringen
für die Zürcher Regierungsrats-
wahlen 2027 und die potenzielle
Nachfolge von Silvia Steiner?
Siewird dann 69 Jahre alt.
Daranverschwende ich keine Ge-
danken. Es ist noch gar nicht be-
kannt, ob Silvia Steiner noch ein-
mal antritt. Ich interessiertemich
für eine Bundesratskandidatur
und hätte dieseHerausforderung
gerne angenommen.Aber eswä-
ren fürmich als Familienvater zu
viele Opfer damit verbunden.

«Ich verzichte wegenmeiner Familie
auf eine Kandidatur»
Philipp Kutter Er wäre der erste Bundesrat im Rollstuhl gewesen. Doch der Zürcher Mitte-Nationalrat sagt,
er müsste als Vater zu viele Opfer bringen. Zumindest für den Moment.

Philipp Kutter
Mitte-Nationalrat

In einem Hangar am Flughafen
Bern-Belp steht der Pilot Bern-
hard Lehmann und zeigt ein Bild
von grossen Staatsflugzeugen auf
einem Flugplatz –mit einerwin-
zig kleinen Maschine in der Mit-
te: Es ist der Jet, der den Bundes-
rat bisher nutzte, wenn er zu
Staatsbesuchen oder Konferen-
zen ins Ausland flog. Rund
50 Meter entfernt von Lehmann
steht das neue Regierungsflug-
zeug, das der Lufttransportdienst
des Bundes den Medien präsen-
tiert: eine Bombardier Global
7500. Sie ist deutlich grösser als
der bisherige Jet. Vor allem kann
sie aber mehr Ziele ohne Zwi-
schenlandung anfliegen.

Von Bern nach Washington
schafften es die beiden bisheri-
gen Bundesratsjets in der Regel
nicht direkt. Der neue Jet kann
rund 13’000 Kilometerweit flie-
gen und erreicht damit Singapur,
Peking oder auch die US-West-
küste. Vor allem aber kann die
Maschine Orte in gefährlichen
Kontexten, etwa im Sudan, errei-
chen und wieder zurückfliegen,
ohne aufzutanken. Das ist vor
allem bei Evakuationen zentral,
wie Pilot Lehmann erklärt.

Rund 100Millionen Franken
Denn die Bundesräte werden
nicht die Einzigen sein, die im Jet
quer über den Globus fliegen
können: Bei humanitären Katas-
trophen können Schweizerinnen
und Schweizer damit in die Hei-
mat zurückgebracht werden.
Auch Botschaften werden im
Notfall so evakuiert. Sogar für
Geiselbefreiungen und Gefange-
nenaustausche wurden mit den
Jets schon Einsätze geflogen. Im
Notfall hat die Bombardier Platz
für 21 Personen. Die Falcon
900EX, der grössere der beiden
bisherigen Bundesratsjets, hatte

fünf Sitzplätze weniger. Neu ist
auch,dassderJet einSelbstschutz-
system hat. Dieses bietet laut
Lehmann einen Schutz gegen
sogenannte Manpads: schulter-
gestützte Lenkwaffen. «Jede bes-
sere Terrororganisation verfügt
über diese gefährlichen Rake-
ten», so der Pilot.

Rund 100 Millionen Franken
hat das Flugzeug gekostet. An-
fang Februar ist der erste Einsatz
geplant. Das Innenleben des Jets
ist luxuriös – und kann stark um-
gebautwerden. So können 14Ar-
beitsplätze eingerichtet werden.
Wenn ein Bundesrat schlafen
und seine Angestellten arbeiten
sollen, ist das neu auch möglich.

Im Jahr 2021 hatten die beiden
bisherigen Staatsflugzeuge eine
wahrhaftige Pannenserie. Zuerst

konnte Simonetta Sommaruga
nicht von London zurück in die
Schweiz fliegen, weil die Cessna
Citation Excel Probleme hatte zu
starten. Siewurde dannmit dem
zweiten Staatsflugzeug, der Fal-
con, abgeholt. Die hatte dafür nur
wenig später technische Proble-
me, als Guy Parmelin auf dem
Wegnach Japanwar–und muss-
te umdrehen. ImNovember 2021
wollte Ignazio Cassis dann nach
Shanghai reisen. Der Jet musste
wegen technischerProbleme aber
nach Moskau. 2026 soll nun die
Cessna ausserDienst gestelltwer-
den. Bis dahin wird die Falcon
revidiert. Damit sollen die Bun-
desräte dann mit zwei verlässli-
chen Flugzeugen unterwegs sein.

Larissa Rhyn

Dieses Flugzeug bringt unsere Bundesräte bald bis nach Peking
Neuer Staatsjet Platz für bis zu 21 Personen undmehr Treibstoff: Die Maschine kann auch Lenkwaffen abwehren.

Grösser und luxuriöser als der alte Bundesratsjet: Die Bombardier Global 7500 am Flughafen Bern-Belp. Fotos: PD

Im Inneren hat es Raum für bis zu 14 Arbeitsplätze.
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Kinder und Jugendliche in der
ganzen Schweiz dürfen sich
freuen: Der Dachverband Bud-
getberatung Schweiz hat seine
seit 2005 geltenden Empfehlun-
gen zum Sackgeld angepasst.
Neu empfiehlt die Organisation
Eltern, pro Monat höhere Beträ-
ge auszubezahlen.

Das hat in erster Linie einen
pragmatischen Grund: Die Teue-
rung hat dazu geführt, dass das
Sackgeld an Wert verloren hat.
Es braucht also mehr, um sich
Süssigkeiten oder ein Spielzeug
zu kaufen.

DasWort der Budgetberatung
hat Gewicht: Die meisten Orga-
nisationen und Finanzdienst-
leister, die Budgetberatung für
Private anbieten oder darüber
informieren, orientieren sich an
den Richtlinien. Der Dachver-
band Budgetberatung Schweiz
gibt seine Empfehlungen zum
Sackgeld seit 1980 heraus.

«Es geht nicht nur um
einen Teuerungsausgleich»
Bislang war ein allgemein aner-
kannter Richtwert, dass ein Kind
jede Woche einen Franken pro
Schuljahr erhalten soll. Bei
Zweitklässlern galt demnach ein
Sackgeld von 2 Franken je Wo-
che oder 8 Franken pro Monat.

Neu empfiehlt die Budget-
beratung Schweiz für Achtjäh-
rige einen monatlichen Betrag
von 20 Franken.Davon sollen sie
allerdings 5 Franken auf die Sei-
te legen, um einVerständnis von
Sparen zu entwickeln. Die aktu-
ellen Empfehlungen bedeuten

eine Erhöhung von 150 Prozent
für die Altersklasse der Zweit-
klässler. Die Inflation betrug in
den vergangenen 20 Jahren aber
nur 10 Prozent.

Ist der massive Anstieg beim
Taschengeld also überhaupt ge-
rechtfertigt? «Es ging uns nicht
nur darum, das Sackgeld an
die Teuerung anzupassen», sagt
Philipp Frei, Geschäftsführervon
Budgetberatung Schweiz. «Un-
ser Ziel ist, dass Kinder dank
Sackgeld möglichst früh lernen,
mit Geld umzugehen.»

Die Organisation rät, damit
bereits im Kindergartenalter
anzufangen. Fünf- bis sechs-
jährige Kinder sollen verstehen
lernen,was Geld ist,wie es funk-
tioniert und woher es kommt.
Beim gemeinsamen Einkaufmit
den Eltern sollen die Kleinen
etwa mit Bargeld bezahlen und
nichtmit derKarte. So lernen sie
den Umgang mit Scheinen und
Münzen. Weiter sollen die Kin-
dermithelfen, die Preise zu ver-
gleichen. So entwickeln sie ein
Gespür für denWert vonAlltags-
gegenständen.

Für Kinder ab dem 9. Alters-
jahr empfiehlt die Budgetbe-
ratung, nebst dem frei verfüg-
barenTaschengeld einen Betrag
für gebundeneAusgaben auszu-
bezahlen. Dazu gehören Kosten
für den öffentlichenVerkehrund
später für Kleider, Handy-Abo
und Coiffeur. So können Kinder
Verantwortung übernehmenund
das Konzept eines Monatsbud-
gets erfahren. «Dabeiwerden sie
Fehler machen», so Frei. «Aber

nur so lerntman. Jemehr Erfah-
rungen Kindermit Geldmachen,
desto besser werden sie später
als Erwachsene damit umgehen
können.»

Für 12- bis 14-jährige Jugend-
liche sieht die Budgetberatung
einen Betrag für gebundene
Ausgaben von bis zu 400 Fran-
ken pro Monat vor. Für 15- bis
18-Jährige erhöht sich die Sum-
me dann auf bis zu 430 Franken
im Monat.

Gesetzlichen Anspruch auf
Taschengeld gibt es nicht
Grundsätzlich gilt laut Budget-
beratung, dass Eltern selber ent-
scheiden, ob und wie viel Sack-
geld ihre Kinder bekommen. Bei
der Höhe des Sackgeldes müsse
beispielsweise auch das Fami-
lienbudget berücksichtigt wer-
den. Die Empfehlungen seien
deshalb dafür gedacht, die Höhe
des Sackgelds festzulegen.Wich-
tig sei einzig, dass die Kinder ihr
Taschengeld regelmässig und
unaufgefordert erhielten.

Übrigens haben Kinder und
Jugendliche hierzulande keinen
gesetzlichen Anspruch auf Ta-
schengeld. Sackgeld sowie durch
Nebenbeschäftigungen verdien-
tes Geld sollen den Kindern je-
doch frei zur Verfügung stehen.
Allerdings können Eltern von
volljährigen Kindern einen an-
gemessenen Beitrag zur Lebens-
haltung verlangen,wenn sie mit
ihnen in einer häuslichen Ge-
meinschaft leben.

Jon Mettler

Budgetberatung rät, Schulkindern deutlichmehr Sackgeld zu geben
Richtwert für Eltern Die Anlaufstelle hat ihre Empfehlung umfassend überarbeitet. Das sind die Gründe.

Schon im Kindergartenalter sollen die Kleinen Bedeutung und Wert von Geld verstehen lernen. Foto: Imago

Iwan Städler

Der Bundesrat hat gestern sein
Entlastungspaket in die Ver-
nehmlassung gegeben.Damitwill
er die Bundesfinanzen längerfris-
tigwieder ins Gleichgewicht brin-
gen. Die Ausgaben für die Armee
und die AHV steigen stark. Sein
Paket sieht vor allem Ausgaben-
kürzungen vor, die der Bundes-
rat bereits im letzten September
bekannt gegeben hat. Aber nicht
nur. Er packt auch Steuerprivile-
gien bei der 2. und der 3. Säule an.
Dies soll zu Mehreinnahmen von
200 Millionen Franken bei der
direkten Bundessteuer führen.

Seine ursprünglichen Pläne
haben im vergangenen Herbst
für grossen Protest gesorgt.Nun
hat derBundesrat ein neues Kon-
zept präsentiert. Klar ist, dass
Einzahlungen in die 2. und die
3. Säule auch in Zukunft vom
Einkommen abgezogen werden
dürfen. Damit lassen sich also
während des Erwerbslebenswei-
terhin Steuern sparen.

Was aber geschieht imAlter?
Für all jene, die lediglich eine
Rente beziehen, ändert sich
gar nichts. Wer sich dagegen
das Vorsorgekapital auf einen
Schlag auszahlen lässt, muss
künftig mit deutlich höheren
Steuern rechnen. Vor allem
wenn man sehr hohe Kapital-
summen bezieht.

Dies ist vornehmlich bei Spit-
zenverdienern der Fall, diewäh-
rend ihres Erwerbslebens einen

grossen Teil des Einkommens in
die Pensionskasse stecken, um
darauf keine Steuern zahlen zu
müssen. Für sie wird es künftig
teuer. Zumindest wenn es nach
dem Bundesrat geht.

Für Ehepaare gäbe es
einen Bonus
Er will nämlich die Steuersätze
für hohe Kapitalbezügemarkant
erhöhen. Wer künftig ein Pen-
sionskassenkapital von einer
Million Franken beziehen will,
soll davon 42’595 Franken an den
Bund abliefern müssen – statt
wie bisher 23’000 Franken. Also
fast das Doppelte. Hinzu kom-
mennoch die Steuern an die Kan-
tone, an denen sich nichts ändert.

Doch bleiben wir beim Bund.
Heute muss ihm kein Kapital-
bezügermehr als 2,3 Prozent ab-
liefern. Künftig sollen es im ab-
soluten Extremfall auch 11,5 Pro-
zent sein können. Das dürfte
jedoch kaum je zur Anwendung
kommen. In seiner Botschaft
zum Entlastungsprogramm hat

der Bundesrat aber eine Tabelle
abgebildet, die auch Kapital-
bezüge von 10 und 20 Millionen
Franken vorsieht. Im letzteren
Fall würden rund 1,9 Millionen
Franken an Bundessteuern fällig
– rund das Vierfache von heute.

Bei kleineren Kapitalbezügen
ändert sich dagegenwenig. Lässt
sich eine alleinstehende Person
100’000 Franken auszahlen, soll
sie künftig 595 statt 547 Franken
an den Bund entrichten. Bezie-
henVerheiratete je 50’000 Fran-
ken, kämen sie günstiger als heu-
te. Siemüssten nurnoch 190 statt
372 Steuerfranken abliefern.

Grund dafür ist, dass Kapital-
bezüge von Eheleuten künftig
nichtmehr zusammengerechnet
werden sollen. All dies gilt so-
wohl für die 2. als auch für die
3. Säule. Der Bundesrat hält es
nicht für gerechtfertigt, zwischen
den beiden Säulen einen Unter-
schied zu machen. Obwohl man
das Pensionskassengeld auch als
Rente beziehen kann, nicht aber
die 3. Säule. Der Kapitalbezug
bleibe auch so steuerlich günsti-
ger als derRentenbezug, schreibt
der Bundesrat in seiner Bot-
schaft. Und der Anreiz zumVor-
sorgesparen bleibe erhalten.

Die Steuerberaterwerden frei-
lichwenig begeistert sein – eben-
sowenigwie die Banken undVer-
sicherungen. Für sie sind grosse
Bezüge von Vorsorgekapital ein
gutes Geschäft. Es winken lang-
fristig angelegte Gelder sowie Ge-
bühren, Prämien und Beratungs-

honorare. Steigen die Steuern, re-
duziert dies denAnreiz für solche
Steueroptimierungen.

Der Bundesratwiederumver-
spricht sich von der Reform ne-
ben zusätzlichen Steuereinnah-
men auchwenigerAusgaben. Ihm
ist es recht, wenn weniger Men-
schen das Vorsorgekapital auf
einen Schlag beziehen.Dennwer
dies tut, hat zuweilen im hohen
Alter nichts mehr davon übrig.
Dannmuss der Staat einspringen
und die Betroffenen mit Ergän-
zungsleistungen unterstützen.

Das Risiko dafür steigt. 2023
haben erstmals mehr Neupen-
sionierte ihr ganzes Pensions-
kassenkapital bezogen als dieses
vollständig in eine Rente umge-
wandelt. Der Bundesrat will da-
her trotz Protesten am Eindäm-
men der Steuerprivilegien bei der
2. und der 3. Säule festhalten.
Auch «imSinne derAusgewogen-
heit des Pakets».Denn dieses soll
auchMehreinnahmen enthalten.

In erster Linie sieht das Ent-
lastungspaket aber Ausgaben-
kürzungen vor. Es orientiert sich
dabei an rund 60 Massnahmen,
die dem Bundesrat eine Exper-
tengruppe unter der Leitung von
Serge Gaillard vorgeschlagen hat.

Klimasubventionen, Personal
und AHV-Gelder betroffen
Die bundesrätlichen Pläne füh-
ren allerdings nicht dazu, dass
dieAusgaben sinken. Sie steigen
einfach weniger stark als bisher
vorgesehen.Von einem eigentli-

chen Sparpaket kannman daher
nicht sprechen. Die vorgesehe-
nen Massnahmen sind dennoch
einschneidend. Sie betreffen vor
allem Bereiche, die Linken ein
Anliegen sind. Unter anderem
plant der Bundesrat Folgendes:
— Die Bundessubventionen für
klimafreundliche Umbauten sol-
len um rund 400Millionen Fran-
ken pro Jahr gekürzt werden.
— Weiterwill der Bundesrat die
Bundesbeiträge für die AHV um
rund 200Millionen Franken pro
Jahr senken. Sie sollen künftig
von derHöhe derMehrwertsteu-
ereinnahmen abhängen, nicht
mehr von den AHV-Ausgaben.
— Auch im sogenannten «Eigen-
bereich» soll der Bund jährlich

rund 300Millionen Franken spa-
ren. Ein Grossteil davon soll das
Bundespersonal treffen.

Bei den Kinderkrippen hat be-
reits der Ständerat eingegriffen
und sich gegen Bundesbeiträge
von 800 Millionen Franken pro
Jahr ausgesprochen. Entspre-
chend konnte der Bundesrat
diesen Posten aus seinem Ent-
lastungsprogramm streichen.

Der Bundesrat rechnet nun
damit, dass sein Programm ab
dem Jahr 2027 zwischen 2,7 und
3,6Milliarden Franken einbringt.
Damit sollen sich die erwarteten
Defizite vermeiden lassen. Doch
derWiderstand dürfte gross sein
und von vielen Seiten kommen.

Die Landesregierung hofft je-
doch auf einen breit abgestützten
Kompromiss, der sowohl beim
Parlament als auch beim Volk
durchkommt. Siewill deshalb alle
dafür nötigen Gesetzesänderun-
gen in einem Mantelerlass bün-
deln. Das Kalkül des Bundesrats
dabei: Es wird wohl niemand
ganz zufrieden sein mit dem Pa-
ket, aber weniger als die Hälfte
derart unzufrieden, dass sie das
Paket ablehnt.

Ein Referendum dagegen
dürfte aber kaum zu vermeiden
sein. Vor allem auf der linken
Seite ist der Unmut gross. So
kritisiert etwa die SP: «Dieses
Paket ist ein Frontalangriff auf
die soziale Schweiz.» Derweil hat
die FDPbereits angekündigt, hö-
here Steuern bei Vorsorgebezü-
gen entschieden zu bekämpfen.

Bis zu viermal so viel Steuern für Superreiche
Bezug von Vorsorgekapital Der Bundesrat hält die Steuerprivilegien bei der 2. und der 3. Säule für zu gross.
Damit hat er einen Aufschrei ausgelöst. Jetzt legt er mit einem neuen Konzept nach und nimmt Vermögende ins Visier.

Der Bundesrat
rechnet damit, dass
sein Programmab
2027 zwischen 2,7
und 3,6Milliarden
Franken einbringt.

Will Ausgaben senken und Steuern
einnehmen: Finanzministerin
Karin Keller-Sutter. Foto: Nicole Philipp


